
 

Deutsche Bundesbank, Servicezentrum Finanzsanktionen  ... 
Ludwigstraße 13, 80539 München, Telefon: 089 2889-3800,Telefax: 069 709097-3801 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de, www.bundesbank.de, SWIFT: MARK DE FF V

or
dr

. 1
02

8 
 (P

C
)  

  0
1.

17
 

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank zu Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 62/2018 

 
 
 
 
 
 
 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13. August 2018 

Rundschreiben Nr. 64/2018 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
1. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Südsudan 
- Verordnung (EU) 2018/1116 des Rates vom 10. August 2018  
- Durchführungsverordnung (EU) 2018/1115 des Rates vom 10. August 2018 
 
2. Finanzsanktionen gegen Myanmar/Birma 
- Durchführungsverordnung (EU) 2018/1117 des Rates vom 10. August 2018 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die folgenden Entwicklungen im Bereich der Finanzsanktionen unterrichten:  
 
1. Mit Verordnung (EU) 2018/11161 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union u. a. die 

Bestimmungen des Artikels 2 der Verordnung (EU) 2015/7352 (Sanktionsregime Südsudan) 
zum grundsätzlichen Verbot der Bereitstellung von Finanzmitteln oder Finanzhilfen im 
Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten geändert, sowie die in Artikel 3 und Artikel 4 hierzu 
enthaltenen Ausnahmeregelungen modifiziert. 

 

_____________ 
1 Verordnung (EU) 2018/1116 des Rates vom 10. August 2018 zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/735  über 

restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan  
2 Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan 

und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014  
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Ferner wurden mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/11153 (Anlage 2) zwei 
Personeneinträge (jeweils mit Aliasnamen) in die Liste im Anhang I der Verordnung (EU) 
2015/735 aufgenommen. Diese Personen waren bereits bisher in dessen Anhang II enthalten, 
aus dem sie nunmehr gestrichen wurden. 
 

2. Mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/11174 (Anlage 3) hat der Rat der Europäischen Union 
zudem die Angaben zu vier bereits bestehenden Einträgen in Anhang IV der Verordnung (EU) 
Nr. 401/20135  (Sanktionsregime Myanmar/Birma) aktualisiert. 

 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/735  
 

spätestens bis zum 21. August 2018 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2018/1115 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 4) zu übermitteln. Mit derart 
aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und vermeiden 
Rückfragen.  
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundesbank 
unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:   
 
http://www.bundesbank.de/Navigation/DE/Service/Finanzsanktionen/finanzsanktionen.html 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Brosig 
 
 
 
Anlagen 

_____________ 
3 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1115 des Rates vom 10. August 2018 zur Durchführung des Artikels 20 Absatz 1 

der Verordnung (EU) 2015/735  über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan  
4 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1117 des Rates vom 10. August 2018 zur Durchführung der Verordnung (EU) 

Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma 
5 Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma  und 

zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 



VERORDNUNG (EU) 2018/1116 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Änderung der Verordnung (EU) 2015/735 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in 
Südsudan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/740 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der 
Lage in Libyen und zur Aufhebung des Beschlusses 2014/449/GASP (1), 

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) 2015/735 des Rates (2) werden die im Beschluss (GASP) 2015/740 vorgesehenen 
Maßnahmen umgesetzt. 

(2) Am 13. Juli 2018 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die Resolution 2428 (2018) angenommen, in der 
er seine tiefe Besorgnis darüber, dass die Staatsführung Südsudans es versäumt hat, den Feindseligkeiten im Lande 
ein Ende zu setzen, zum Ausdruck bringt, die anhaltenden eklatanten Verstöße gegen das Abkommen über die 
Beilegung des Konflikts in der Republik Südsudan vom 17. August 2015, das Abkommen über die Einstellung 
der Feindseligkeiten, den Schutz der Zivilbevölkerung und den Zugang für humanitäre Hilfe vom 21. Dezember 
2017 sowie die Erklärung von Khartum vom 27. Juni 2018 verurteilt und die mit der Resolution 2206 (2015) 
verhängten Maßnahmen gegen Südsudan verstärkt. 

(3) Der VN-Sicherheitsrat hat unter anderem die Ausnahmen von dem Waffenembargo und der damit zusammen­
hängenden technischen und finanziellen Hilfe sowie die Kriterien für die Benennung von Personen und 
Einrichtungen, die dem Einfrieren von Vermögenswerten unterliegen, geändert. 

(4) Mit dem Beschluss (GASP) 2018/1125 des Rates (3) wurde der Beschluss (GASP) 2015/740 geändert, um die mit 
der Resolution 2428 (2018) des VN-Sicherheitsrats verhängten neuen Maßnahmen umzusetzen. 

(5) Diese Maßnahmen fallen in den Geltungsbereich des Vertrags, und daher sind für ihre Umsetzung, insbesondere 
zur Gewährleistung ihrer einheitlichen Anwendung in allen Mitgliedstaaten, Rechtsvorschriften auf Ebene der 
Union erforderlich. 

(6) Die Verordnung (EU) 2015/735 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EU) 2015/735 wird wie folgt geändert:  

1. Artikel 2 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Es ist verboten,

(1) natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Südsudan oder zur Verwendung in 
Südsudan unmittelbar oder mittelbar technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder andere Dienste im 
Zusammenhang mit militärischen Aktivitäten und der Bereitstellung, Herstellung, Instandhaltung und 
Verwendung von Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern aller Art, einschließlich Waffen und Munition, 
Militärfahrzeugen und -ausrüstung, paramilitärischer Ausrüstung und entsprechender Ersatzteile, zu leisten;

(2) natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Südsudan oder zur Verwendung in 
Südsudan unmittelbar oder mittelbar Finanzmittel oder Finanzhilfen im Zusammenhang mit militärischen 
Aktivitäten, einschließlich insbesondere Zuschüssen, Darlehen und Ausfuhrkreditversicherungen sowie 
Versicherungen und Rückversicherungen für den Verkauf, die Lieferung, die Weitergabe oder die Ausfuhr von 
Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern oder für damit verbundene technische Hilfe, Vermittlungsdienste oder 
andere Dienste bereitzustellen; 
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(3) in Südsudan oder zur Verwendung in Südsudan technische Hilfe, Finanzmittel, Finanzhilfen oder 
Vermittlungsdienste im Zusammenhang mit der Bereitstellung von bewaffneten Söldnern zur Verfügung zu 
stellen.“  

2. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Die Verbote nach Artikel 2 gelten nicht für die Bereitstellung von Finanzmitteln, Finanzhilfen, technischer Hilfe oder 
Vermittlungsdiensten im Zusammenhang mit 

a)  Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern, die ausschließlich für die Unterstützung des Personals der VN, 
einschließlich der Mission der Vereinten Nationen in der Republik Südsudan (UNMISS) und der Interims- 
Sicherheitstruppe der Vereinten Nationen für Abyei (UNISFA) oder zur Nutzung durch diese bestimmt sind; 

b)  Schutzkleidung, einschließlich kugelsicherer Westen und Militärhelmen, die von Personal der VN, 
Medienvertretern, humanitären Helfern und Entwicklungshelfern sowie zugehörigem Personal ausschließlich zur 
persönlichen Gebrauch vorübergehend nach Südsudan ausgeführt wird.“  

3. Artikel 4 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 4 

(1) Abweichend von Artikel 2 können die zuständigen Behörden die Bereitstellung von Finanzmitteln, 
Finanzhilfen, technischer Hilfe oder Vermittlungsdiensten genehmigen, wenn diese sich auf Folgendes beziehen: 

a)  nichtletale militärische Ausrüstung, die ausschließlich für humanitäre oder Schutzzwecke bestimmt ist, sofern der 
Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) vorab unterrichtet 
hat; 

b)  Rüstungsgüter und zugehörige Güter, die vorübergehend von den Streitkräften eines Staates nach Südsudan 
ausgeführt werden, der im Einklang mit dem Völkerrecht ausschließlich und unmittelbar zu dem Zweck tätig 
wird, den Schutz oder die Evakuierung seiner Staatsangehörigen sowie von Personen, für die er konsularische 
Verantwortung in Südsudan hat, zu erleichtern, sofern der Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im Einklang mit 
Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) unterrichtet; 

c)  Rüstungsgüter und zugehörige Güter für den Regionalen Einsatzverband der Afrikanischen Union oder zu seiner 
Unterstützung, die ausschließlich für regionale Einsätze gegen die Widerstandsarmee des Herrn bestimmt sind, 
sofern der Mitgliedstaat den Sanktionsausschuss im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) vorab 
unterrichtet hat; 

d)  Rüstungsgüter und zugehörige Güter ausschließlich zur Unterstützung der Umsetzung des Friedensabkommens, 
sofern der Mitgliedstaat im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) vorab die Genehmigung des 
Sanktionsausschusses erhalten hat; 

e)  sonstige Verkäufe oder Lieferungen von sonstigen Rüstungsgütern und zugehörigen Gütern oder die Bereitstellung 
von Hilfe oder Personal, sofern der Mitgliedstaat im Einklang mit Nummer 6 der Resolution 2428 (2018) des VN- 
Sicherheitsrats vorab die Genehmigung des Sanktionsausschusses erhalten hat. 

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über jede nach 
Absatz 1 erteilte Genehmigung.“  

4. Artikel 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sämtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die Eigentum oder Besitz der in Anhang I aufgeführten 
natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen oder Einrichtungen sind oder von diesen gehalten oder 
kontrolliert werden, werden eingefroren. Anhang I enthält die natürlichen und juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, die nach Feststellung des nach Nummer 16 der Resolution 2206 (2015) eingesetzten Ausschusses 
des VN-Sicherheitsrates (im Folgenden ‚Sanktionsausschuss‘) gemäß den Nummern 6, 7, 8 und 12 der Resolution 
2206 (2015) und Nummer 14 der Resolution 2428 (2018) für Handlungen oder politische Maßnahmen, die den 
Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität in Südsudan bedrohen, mittelbar oder unmittelbar verantwortlich sind, 
daran mitbeteiligt waren oder sie vorgenommen haben.“ 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  
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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1115 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Durchführung des Artikels 20 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/735 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage 
in Südsudan und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014 (1), insbesondere auf Artikel 20 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 7. Mai 2015 die Verordnung (EU) 2015/735 angenommen. 

(2) Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat am 13. Juli 2018 die Resolution 2428 (2018) angenommen, mit 
der insbesondere zwei Personen in die Liste der Personen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen 
unterliegen, aufgenommen werden. Diese Personen sollten daher in Anhang I der Verordnung (EU) 2015/735 
aufgenommen werden. Da diese zwei Personen bereits in Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 benannt 
wurden, sollten sie aus Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 gestrichen werden, damit sie in Anhang I 
benannt werden. 

(3) Die Anhänge I und II der Verordnung (EU) 2015/735 sollten daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang I der Verordnung (EU) 2015/735 wird gemäß Anhang I dieser Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 wird gemäß Anhang II dieser Verordnung geändert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL  
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ANHANG I 

Die folgenden Personen werden in die Liste im Anhang I der Verordnung (EU) 2015/735 aufgenommen: 

„7. Malek REUBEN RIAK RENGU (alias: a) Malek Ruben) 

Titel: Generalleutnant 

Funktion: a) Stellvertretender Generalstabschef für Logistik, b) Stellvertretender Stabschef der Verteidigungskräfte und 
Generalinspekteur der Regierungsarmee 

Geburtsdatum: 1. Januar 1960 

Geburtsort: Yei, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: Südsudan 

Tag der Benennung durch die VN: 13. Juli 2018 

Sonstige Angaben: Als Stellvertretender Stabschef der SPLA für Logistik war Riak einer der ranghohen Amtsträger der 
Regierung Südsudans, die 2015 eine Offensive im Bundesstaat Unity planten und beaufsichtigten, die weitreichende 
Zerstörungen und die Vertreibung großer Bevölkerungsteile zur Folge hatte. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Malek Ruben Riak wurde am 13. Juli 2018 gemäß Ziffer 6, Ziffer 7 Buchstabe a und Ziffer 8 der Resolution 
2206 (2015), die in der Resolution 2418 (2018) bekräftigt wurden, in die Liste aufgenommen wegen ‚Handlungen oder 
Politiken, die den Frieden, die Sicherheit oder die Stabilität Südsudans bedrohen‘; ‚Handlungen oder Politiken, die die 
Ausweitung oder Verlängerung des Konflikts im Südsudan […] bezwecken oder bewirken‘ und als Anführer ‚einer 
Einrichtung […], einschließlich jeder südsudanesischen Regierung, Opposition, Miliz oder sonstigen Gruppe, die eine der 
in den Ziffern 6 und 7 beschriebenen Aktivitäten begangen hat oder deren Mitglieder eine solche begangen haben‘ und 
gemäß Ziffer 14 Buchstabe e dieser Resolution wegen der ‚Planung, Steuerung oder Begehung sexueller und geschlechts­
spezifischer Gewalthandlungen in Südsudan‘. 

Laut dem Bericht der Sachverständigengruppe für Südsudan vom Januar 2016 (S/2016/70) gehörte Riak einer Gruppe 
ranghoher Sicherheitsbeamter an, die ab Januar 2015 eine Offensive gegen die SPLM-IO im Bundesstaat Unity planten 
und anschließend die Durchführung dieser Offensive ab Ende April 2015 beaufsichtigten. Anfang 2015 begann die 
Regierung Südsudans, Jugendliche der Bul Nuer zu bewaffnen, um ihre Teilnahme an der Offensive zu fördern. Die 
meisten Jugendlichen der Bul Nuer hatten bereits Zugang zu AK-Sturmgewehren, doch für die Fortführung ihrer Einsätze 
war Munition entscheidend. Die Sachverständigengruppe berichtete, dass Beweise, einschließlich Aussagen militärischer 
Quellen, vorlägen, wonach Gruppen von Jugendlichen vom Hauptquartier der SPLA speziell für die Offensive mit 
Munition beliefert worden seien. Riak war zu dieser Zeit der Stellvertretende Stabschef der SPLA für Logistik. Die 
Offensive führte zur systematischen Zerstörung von Dörfern und Infrastruktur, zur Vertreibung der lokalen Bevölkerung, 
zur wahllosen Tötung und Folterung von Zivilpersonen, zum weit verbreiteten Einsatz sexueller Gewalt, auch gegen 
ältere Menschen und Kinder, zur Entführung und Einziehung von Kindern als Soldaten und zur Vertreibung großer 
Bevölkerungsteile. Nach der weitgehenden Zerstörung des südlichen und des zentralen Teils des Bundesstaates 
veröffentlichten zahlreiche Medien und humanitäre Organisationen sowie die Mission der Vereinten Nationen in 
Südsudan (UNMISS) Berichte über das Ausmaß der begangenen Rechtsverletzungen. 

8. Paul MALONG AWAN (alias: a) Paul Malong Awan Anei, b) Paul Malong, c) Bol Malong) 

Titel: General 

Funktion: a) Ehemaliger Stabschef der Sudanesischen Volksbefreiungsarmee (SPLA), b) Ehemaliger Gouverneur des 
Bundesstaats Northern Bahr el-Ghazal 

Geburtsdatum: a) 1962, b) 4. Dezember 1960, c) 12. April 1960 

Geburtsort: Malualkon, Südsudan 

Staatsangehörigkeit: a) Südsudan, b) Uganda 

Reisepass-Nr.: a) Südsudan: Nr. S00004370, b) Südsudan: Nr. D00001369, c) Sudan: Nr. 003606, d) Sudan: Nr. 00606, 
e) Sudan: Nr. B002606 

Tag der Benennung durch die VN: 13. Juli 2018 

Sonstige Angaben: Als Generalstabschef der SPLA weitete Malong den Konflikt in Südsudan durch Verstöße gegen das 
Abkommen über die Einstellung der Feindseligkeiten und das Abkommen von 2015 über die Beilegung des Konflikts in 
der Republik Südsudan aus oder verlängerte ihn. Berichten zufolge leitete er Versuche, den Oppositionsführer Riek 
Machar zu töten. Er befahl Einheiten der SPLA, den Transport humanitärer Hilfsgüter zu verhindern. Unter der Führung 
Malongs griff die SPLA Zivilpersonen, Schulen und Krankenhäuser an und vertrieb Zivilpersonen, ließ sie verschwinden, 
nahm willkürliche Inhaftierungen von Zivilpersonen vor und folterte und vergewaltigte. Malong mobilisierte die 

13.8.2018 L 204/3 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Dinka-Stammesmiliz Mathiang Anyoor, die Kindersoldaten einsetzt. Unter seiner Führung schränkte die SPLA den 
Zugang der UNMISS, der Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluierungskommission und des Mechanismus zur 
Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen zu Orten ein, an denen sie 
Rechtsverletzungen untersuchen und dokumentieren wollten. 

Informationen aus der vom Sanktionsausschuss bereitgestellten Zusammenfassung der Gründe für die 
Aufnahme in die Liste: 

Paul Malong Awan wurde am 13. Juli 2018 gemäß Ziffer 6, Ziffer 7 Buchstaben a, b, c, d, f und Ziffer 8 der Resolution 
2206 (2015), die in Resolution 2418 (2018) bekräftigt wurden, in die Liste aufgenommen wegen ‚Handlungen oder 
Politiken, die die Ausweitung oder Verlängerung des Konflikts in Südsudan oder die Behinderung der Aussöhnung oder 
von Friedensgesprächen oder -prozessen bezwecken oder bewirken, einschließlich Verstößen gegen das Abkommen über 
die Einstellung der Feindseligkeiten‘; ‚Handlungen oder Politiken, die die Übergangsabkommen gefährden oder den 
politischen Prozess in Südsudan untergraben‘; ‚gezielte[r] Angriffe auf Zivilpersonen, namentlich Frauen und Kinder, 
durch die Begehung von Gewalthandlungen (darunter Tötung, Verstümmelung, Folter oder Vergewaltigung oder andere 
sexuelle Gewalt), Entführungen, Verschwindenlassen, Vertreibung oder Angriffe auf Schulen, Krankenhäuser, religiöse 
Stätten oder Orte, an denen Zivilpersonen Zuflucht suchen, oder durch Handlungen, die schwere Menschenrechts­
übergriffe oder -verletzungen oder Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht darstellen‘; der ‚Planung, Steuerung oder 
Begehung von Handlungen in Südsudan, die gegen die anwendbaren internationalen Menschenrechtsnormen oder das 
anwendbare humanitäre Völkerrecht verstoßen, oder von Handlungen, die Menschenrechtsübergriffe darstellen‘; des 
‚Einsatz[es] oder [der] Einziehung von Kindern durch bewaffnete Gruppen oder bewaffnete Kräfte im Zusammenhang 
mit dem bewaffneten Konflikt in Südsudan‘; ‚der Behinderung der Tätigkeit der internationalen Friedenssicherungs-, 
diplomatischen oder humanitären Missionen in Südsudan, einschließlich des Überwachungs- und Verifikationsme­
chanismus der Zwischenstaatlichen Behörde für Entwicklung, oder der Bereitstellung oder Verteilung humanitärer Hilfe 
oder des Zugangs dazu‘ und als Anführer ‚einer Einrichtung […], einschließlich jeder südsudanesischen Regierung, 
Opposition, Miliz oder sonstigen Gruppe, die eine der in den Ziffern 6 und 7 beschriebenen Aktivitäten begangen hat 
oder deren Mitglieder eine solche begangen haben‘. 

Malong diente vom 23. April 2014 bis Mai 2017 als Generalstabschef der SPLA. In seiner früheren Stellung als 
Generalstabschef weitete Malong den Konflikt in Südsudan durch Verstöße gegen das Abkommen über die Einstellung 
der Feindseligkeiten und das Abkommen von 2015 über die Beilegung des Konflikts in der Republik Südsudan aus oder 
verlängerte ihn. Anfang August 2016 leitete Malong Berichten zufolge Versuche, den südsudanesischen 
Oppositionsführer Riek Machar zu töten. Malong setzte sich wissentlich über die Weisungen von Präsident Salva Kiir 
hinweg und ordnete die mit Panzern, Kampfhubschraubern und Infanterie geführten Angriffe vom 10. Juli 2016 auf den 
Wohnsitz Machars und die Basis ‚Dschebel‘ der Sudanesischen Volksbefreiungsbewegung in Opposition (SPLM-IO) an. 
Malong beaufsichtigte persönlich vom Hauptquartier der SPLA aus die Versuche, Machar abzufangen. Anfang August 
2016 wollte Malong, dass die SPLA den mutmaßlichen Aufenthaltsort Machars sofort angriff, und er informierte die 
Befehlshaber der SPLA, dass Machar nicht lebend zu ergreifen sei. Darüber hinaus deuten Informationen darauf hin, dass 
Malong Anfang 2016 Einheiten der SPLA befahl, den Transport humanitärer Hilfsgüter über den Nil zu verhindern, wo 
Zehntausende Zivilpersonen Hunger litten, und behauptete, die Nahrungsmittelhilfe würde nicht an Zivilpersonen, 
sondern an Milizen geleitet. Aufgrund der Befehle Malongs konnten Nahrungsmittellieferungen mindestens zwei Wochen 
lang den Nil nicht überqueren. 

Während seiner gesamten Amtszeit als Generalstabschef der SPLA war Malong für die Begehung schwerer Rechtsver­
letzungen, darunter Angriffe auf Zivilpersonen, Vertreibungen, Verschwindenlassen, willkürliche Inhaftierungen, Folter 
und Vergewaltigung, durch die SPLA und die mit ihr verbündeten Kräfte verantwortlich. Unter der Führung Malongs 
startete die SPLA gezielte Angriffe auf die Zivilbevölkerung und tötete vorsätzlich unbewaffnete und fliehende 
Zivilpersonen. Allein im Gebiet Yei dokumentierten die Vereinten Nationen zwischen Juli 2016 und Januar 2017 
114 Tötungen von Zivilpersonen durch die SPLA und die mit ihr verbündeten Kräfte. Die SPLA griff vorsätzlich Schulen 
und Krankenhäuser an. Im April 2017 befahl Malong der SPLA angeblich, alle Menschen, einschließlich Zivilpersonen, 
aus dem Umkreis von Wau zu entfernen. Berichten zufolge hielt Malong die Truppen der SPLA nicht dazu an, 
Zivilpersonen nicht zu töten, und Personen, die verdächtigt wurden, Rebellen zu verstecken, wurden als legitime Ziele 
angesehen. 

Einem Bericht der Untersuchungskommission der Afrikanischen Union für Südsudan vom 15. Oktober 2014 zufolge 
war Malong für die Massenmobilisierung der Dinka-Stammesmiliz Mathiang Anyoor verantwortlich, die, wie vom 
Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen 
dokumentiert, Kindersoldaten einsetzt. 

Unter Malongs Führung der SPLA schränkten die Regierungskräfte regelmäßig den Zugang der UNMISS, der 
Gemeinsamen Überwachungs- und Evaluierungskommission und des Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe 
und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbestimmungen ein, wenn diese Rechtsverletzungen zu untersuchen und zu 
dokumentieren suchten. So versuchte beispielsweise am 5. April 2017 eine gemeinsame Patrouille der Vereinten 
Nationen und des Mechanismus zur Überwachung der Waffenruhe und der Einhaltung der Übergangs-Sicherheitsbe­
stimmungen, Zugang nach Pajok zu erlangen, wurde jedoch von Soldaten der SPLA abgewiesen.“  
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ANHANG II 

Die Einträge zu folgenden Personen werden aus Anhang II der Verordnung (EU) 2015/735 gestrichen: 

—   1. Paul Malong; 

—   3. Malek Reuben Riak.  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/1117 DES RATES 

vom 10. August 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 (1), insbesondere auf Artikel 4i, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 2. Mai 2013 die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 angenommen. 

(2) Der Rat hat am 25. Juni 2018 die Durchführungsverordnung (EU) 2018/898 (2) angenommen, mit der sieben 
Personen zu der Liste der in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 genannten natürlichen und 
juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, hinzugefügt 
wurden. 

(3) Es sind aktualisierte Informationen zu mehreren Einträgen in der Liste eingegangen. 

(4) Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 10. August 2018. 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 
G. BLÜMEL
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Anlage 3



ANHANG 

Die Einträge 1, 3, 4 und 5 in der in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 enthaltenen Liste von Personen und 
Einrichtungen werden durch die folgenden Einträge ersetzt:  

Name Angaben zur Identität Begründung 
Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„1. Aung Kyaw 
Zaw 

Geburtsdatum: 
20. August 1961 

Reisepass-Nr. 
DM000826 

Ausstellungsdatum: 
22. November 2011 

Datum des Ablaufs der 
Gültigkeit: 
21. November 2021 

Militärische Kennziffer: 
BC 17444 

Generalleutnant Aung Kyaw Zaw war von August 
2015 bis Ende 2017 Befehlshaber des Büros für 
Sondereinsätze Nr. 3 der Streitkräfte Myanmars 
(Tatmadaw). Das Büro für Sondereinsätze Nr. 3 
überwachte den Kommandobereich West, und in 
diesem Zusammenhang ist Generalleutnant Aung 
Kyaw Zaw für die vom Kommandobereich West 
begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungs­
gruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine 
während dieses Zeitraums verantwortlich. Dazu 
zählen rechtswidrige Tötungen, sexuelle Gewalt 
und das systematische Niederbrennen von Häu­
sern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018 

3. Than Oo Geburtsdatum: 
12. Oktober 1973 

Militärische Kennziffer: 
BC 25723 

Brigadegeneral Than Oo ist Befehlshaber der 
99. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammen­
hang ist er verantwortlich für die von der 
99. Leichten-Infanterie-Division begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverlet­
zungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

4. Aung Aung Militärische Kennziffer: 
BC 23750 

Brigadegeneral Aung Aung ist Befehlshaber der 
33. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). In diesem Zusammen­
hang ist er verantwortlich für die von der 
33. Leichten-Infanterie-Division begangenen 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverlet­
zungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige 
Tötungen, sexuelle Gewalt und das systematische 
Niederbrennen von Häusern und Gebäuden der 
Rohingya. 

25.6.2018 

5. Khin Maung 
Soe  

Brigadegeneral Khin Maung Soe ist Befehlshaber 
des Militärischen Einsatzkommandos 15 — mit­
unter auch als 15. Leichte-Infanterie-Division be­
zeichnet — der Streitkräfte Myanmars (Tatma­
daw), zu der das Infanteriebataillon Nr. 564 
gehört. In diesem Zusammenhang ist er verant­
wortlich für die vom Militärischen Einsatzkom­
mando 15 und insbesondere vom Infanterieba­
taillon Nr. 564 begangenen Gräueltaten und 
schweren Menschenrechtsverletzungen gegen die 
Bevölkerungsgruppe der Rohingya im Bundes­
staat Rakhine während der zweiten Jahreshälfte 
2017. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, se­
xuelle Gewalt und das systematische Niederbren­
nen von Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

25.6.2018“   
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                                                                                                                        Anlage 4 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 
 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-/ 
Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgese-

henen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 64/2018, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 64/2018, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-
Zeile Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die 
ausschließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die 

vorbezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehre-
re Institute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine ge-
sonderte Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rund-
schreiben getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/ 
Betreff-Zeile hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail 
an die allgemeine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu 
richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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